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Vorblatt 


Gesetz über den Verkehr mit DDT 
(DDT-Gesetz) 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Eine v/eltweite und jahrzehntelange Anwendung von DDT zur 
Schädlingsbekämpfung hat dazu geführt, daß DDT wegen seiner 
Langlebigkeit (Persistenz) heute überall in der Welt vorkommt 
und sich der Mensch der unfreiwilligen Aufnahme von DDT und 
damit der Speicherung im menschlichen Körper nicht entziehen 
kann. Durch diese Belastung des menschlichen Körpers können 
Gesundheitsschäden nicht ausgeschlossen werden. Darüber hin- 
aus sind Umweltschäden seit langem nachgewiesen. Die Ver- 
breitung von DDT und seine Aufnahme durch den Menschen 
sind damit zu einem typischen Gesundheitsschutz- und Umwelt- 
schutz-Problem geworden und müssen deshalb unterbunden 
werden. Allerdings ist DDT zur Zeit für die Schädlingsbekämp- 
fung teilweise noch unentbehrlich. Im übrigen müssen DDT- 
Rückstände in bestimmten Erzeugnissen (Lebensmitteln, Futter- 
mitteln, bestimmten Bedarfsgegenständen und Arzneimitteln) 
noch bis zu vertretbaren Höchstgrenzen in Kauf genommen 
werden, um nicht die ausreichende Versorgung der Bevölke- 
rung mit diesen Erzeugnissen zu gefährden. 

B. Lösung 

Vorliegender Gesetzentwurf enthält: 

a) ein umfassendes gesetzliches Verbot des Verkehrs (Herstel- 
len, Einfuhr, Ausfuhr, Inverkehrbringen, Erwerb und An- 
wenden) mit DDT und DDT-Zubereitungen (§1), 
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b) zeitlich begrenzte (bis Ende 1975) Ausnahmen von diesem 
Verbot für DDT-Präparate, die zur Bekämpfung bestimmter 
Ungeziefer-Arten noch erforderlich sind, weil ausreichend 
wirksame Ersatz-Präparate noch nicht zur Verfügung stehen 
und diese Ungeziefer-Arten als potentielle Überträger von 
Krankheitserregern bekämpft werden müssen (§ 3), 

c) ein Verbot des Inverkehrbringens von Lebensmitteln tieri- 
scher Herkunft und bestimmten Bedarfsgegenständen (kos- 
metischen Mitteln) soweit festzusetzende Höchstmengen für 
DDT-Rückstände in diesen Erzeugnissen überschritten sind 
(§ 6 Abs. 1) und 

d) eine Ermächtigung zur Festsetzung solcher Höchstmengen 
durch Rechtsverordnung (§ 6 Abs, 2). 

Höchstmengen für DDT-Rückstände in Lebensmitteln pflanz- 
licher Herkunft sind bereits in der Höchstmengen-Verordnung- 
Pflanzenschutz vom 30. November 1966 (BGBL I S. 667) fest- 
gesetzt. Sie werden in Kürze weiter herabgesetzt. 

Die Rechtsgrundlagen für die Festsetzung von DDT-Höchst- 
mengen in Futtermitteln und Arzneimitteln werden gesondert 
in den jeweiligen Rechtsgebieten geschaffen bzw. erweitert, 

C. Alternative 

keine 


D. Kosten 

Der Bund wird nicht mit Kosten der Ausführung des Gesetzes 
und der vorgeschlagenen Verordnungen belastet. Die den Län- 
dern und Gemeinden bei der Durchführung des DDT-Gesetzes 
obliegenden Uberwachungsaufgaben werden nur zu unwesent- 
lichen Mehrkosten führen. 

Durch Überwachungsmaßnahmen auf Grund der noch zu er- 
lassenden DDT-Höchstmengen-Verordnungen werden den Län- 
dern und Gemeinden frühestens ab 1973 gewisse Mehrkosten 
entstehen, die jedoch im Rahmen des für den Umweltschutz 
ohnehin notwendigen Ausbaues der Überwachung nicht ins 
Gewicht fallen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. November 1971 

1/4 (III/3) - 235 44 - Dd 1/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über den Verkehr mit DDT 
(DDT-Gesetz) 


mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 371. Sitzung am 1. Oktober 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen, 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes über den Verkehr mit DDT 

(DDT-Gesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Verbot 

(1) Es ist verboten, 1, 1, l-Trichlor-2,2-bis (4-chlor- 
phenyl)-aethan und seine Isomeren (DDT) und Er- 
zeugnisse, die unter Zusatz von DDT als Wirkstoff 
hergestellt werden (DDT-Zubereitungen), herzustel- 
len, einzuführen, auszuführen, in den Verkehr zu 
bringen, zu erwerben und anzuwenden. 

(2) Das Bundesgesundheitsamt kann in Einzel- 
fällen Ausnahmen vom Verbot des Absatz 1 für 
Forschungs-, Untersuchungs- und Versuchszwecke 
sowie zur Synthese anderer Stoffe zulassen. Die 
Ausnahmegenehmigung kann unter Bedingungen 
erteilt und mit Auflagen verbunden werden. 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die Fälle, in denen 
DDT und DDT-Zubereitungen auf Grund der Ver- 
ordnung über Anwendungsverbote und -beschrän- 
kungen für Pflanzenschutzmittel vom 23. Juli 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 1117) als Pflanzenschutzmittel 
noch zugelassen sind. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Inverkehrbringen im Sinne dieses Gesetzes ist 
das Anbieten, Vorrätighalten zum Verkauf oder zu 
sonstiger Abgabe, Feilhalten, der Handel und jedes 
Abgeben an andere. 

(2) Der Ein- und Ausfuhr im Sinne dieses Gesetzes 
steht das sonstige Verbringen in den oder aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gleich. 

§ 3 

Ausnahmen 

Das Verbot des § 1 Abs. 1 gilt nicht für DDT und 
DDT-Zubereitungen, die ausschließlich zur Bekämp- 
fung der 

Flöhe (Siphonoptera), 

Läuse (Pediculidae), 

Pharao-Ameise (Monomorium pharaonis) und 

Bettwanze (Cimex lectularius) 

und nicht zur Anwendung an Menschen oder Wirbel- 
tieren sowie nicht in Ställen für Tiere, von denen 
Lebensmittel gewonnen werden, bestimmt sind. 


§ 4 

Kennzeichnung 

(1) Erzeugnisse im Sinne des § 3 dürfen nur ein- 
geführt oder in den Verkehr gebracht werden, wenn 
auf den Behältnissen und auf den abgabefertigen 
Packungen in deutscher Sprache deutlich lesbar und 
unverwischbar angegeben ist: 

1. die Bezeichnung des Erzeugnisses, 

2. der Name oder die Firma des im Geltungsbereich 
des Gesetzes ansässigen Herstellers, Einführers 
oder Vertriebsunternehmers, 

3. die Art und Menge der wirksamen Bestandteile, 

4. die ausschließliche Zweckbestimmung (§ 3), 

5. der Hinweis, daß die Anwendung an Menschen 
und Wirbeltieren und in Ställen für Tiere, von 
denen Lebensmittel gewonnen werden, verboten 
ist, und 

6. die Gebrauchsanweisung. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Erzeugnisse, die zur 
Ausfuhr bestimmt sind. 

(3) Unberührt bleiben Kennzeichnungspflichten, 
die sich aus anderen Vorschriften ergeben. 

§ 5 

Werbung 

Für Erzeugnisse im Sinne des § 3 darf nur unter 
Hinweis auf die Anwendungsmöglichkeiten im Rah- 
men der dort genannten Zweckbestimmungen gewor- 
ben werden. 

§6 

DDT-Höchstmengen 

(1) Es ist verboten, 

1. vom Tier gewonnene Lebensmittel und 

2. Mittel zur Reinigung, Pflege, Färbung oder Ver- 
schönerung der Haut, des Haares, der Nägel oder 
der Mundhöhle 

in den Verkehr zu bringen, wenn in oder auf diesen 
Erzeugnissen DDT-Rückstände vorhanden sind, die 
nach Absatz 2 festgesetzte Höchstmengen überschrei- 
ten. 

(2) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird ermächtigt - im Falle des Absatz 1 
Nr. 1 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
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Ernährung, Landwirtschaft und Forsten - durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zum Schutz der menschlichen Gesundheit und unter 
Berücksichtigung des Erfordernisses einer ausrei- 
chenden Versorgung der Bevölkerung DDT-Höchst- 
mengen festzusetzen, die in oder auf den in Absatz 1 
genannten Erzeugnissen beim Inverkehrbringen noch 
vorhanden sein dürfen. 

§ 7 

Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafen bis zu zwei Jahren und 
mit Geldstrafen oder mit einer dieser Strafen wird 
bestraft, wer 

1. entgegen § 1 Abs. 1 DDT oder DDT-Zuberei- 
tungen herstellt, einführt, ausführt, in den Ver- 
kehr bringt, erwirbt oder anwendet oder 

2. entgegen § 6 Abs. 1 Nr. 1 vom Tier gewonnene 
Lebensmittel oder entgegen § 6 Abs. 1 Nr. 2 ein 
dort bezeichnetes Mittel in den Verkehr bringt, 
wenn in oder auf diesen Erzeugnissen DDT-Rück- 
stände vorhanden sind, die die festgesetzten 
Höchstmengen überschreiten. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Wer fahrlässig eine in Absatz 1 bezeichnete 
Handlung begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jah- 
ren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel 
vor, wenn der Täter durch eine der in Absatz 1 be- 
zeichneten Handlungen die Gesundheit einer großen 
Zahl von Menschen gefährdet oder einen anderen 
in die Gefahr des Todes oder einer schweren Schä- 
digung an Körper oder Gesundheit bringt. 

§ 8 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. ein in § 3 bezeichnetes Erzeugnis ohne die in § 4 
Abs. 1 vorgeschriebene Kennzeichnung einführt 
oder in den Verkehr bringt oder 

2. entgegen § 5 für ein Erzeugnis 

a) ohne Hinweis auf die eingeschränkte Zweck- 


bestimihung und Anwendungsmöglichkeit 
oder 

b) unter Hinweis auf eine andere Zweckbe- 
stimmung oder Anwendungsmöglichkeit 
wirbt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 


I Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach § 7 
i Abs. 1 oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 8 be- 
zieht, können eingezogen werden. § 40 a des Straf- 
gesetzbuches und § 19 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten sind anzuwenden. 

§ 10 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl, I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 11 

Inkrafttreten 

I 

! (1) Dieses Gesetz tritt drei Monate nach der Ver- 

^ kündung in Kraft. 

(2) Die §§ 3, 4, 5 und 8 treten am 31. Dezember 
1975 außer Kraft. 

(3) DDT-Zubereitungen, die keine Erzeugnisse 
im Sinne des § 3 sind und vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes in den Verkehr gebracht worden 
sind, dürfen bis zum Ablauf eines Jahres nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ausgeführt, erworben 

I und angewandt werden. 

I 

, ( 1 ) Erzeugnisse im Sinne des § 3, die vor dem In- 

krafttreten dieses Gesetzes hergestellt worden sind, 
' dürfen bis zum Ablauf eines Jahres nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes ohne die in § 4 Abs. 1 
vorgeschriebene Kennzeichnung in den Verkehr ge- 
bracht werden. 
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Begründung 


A 

Allgemeines 

Ein durch Kabinettbeschluß vom 18. Dezember 1969 
eingesetzter Interministerieller Ausschuß hat in sei- 
nem Abschlußbericht vom 1. Februar 1971 die Not- 
wendigkeit und Möglichkeit eines Verbots des Ver- 
kehrs mit DDT und DDT-Zubereitungen bejaht mit 
der Einschränkung, daß Ausnahmen von diesem Ver- 
bot zur Bekämpfung bestimmter Schädlinge sowohl 
im Pflanzenschutz als auch auf dem Hygienesektor 
für eine begrenzte Zeit noch erforderlich sind. Dieser 
Bericht wurde vom Kabinettausschuß für Umwelt- 
fragen am 8. Februar 1971 gebilligt. Daraufhin hat 
die Bundesregierung am 10. März 1971 u. a. beschlos- 
sen: 

1. Den Verkehr mit DDT und DDT-Zubereitungen 
gesetzlich zu verbieten mit sachlich und zeitlich 
eng begrenzten Ausnahmen, 

2. Höchstmengen für DDT-Rückstände in oder auf 

a) vom Tier gewonnenen Lebensmitteln, 

b) Futtermitteln, 

c) Bedarfsgegenständen und 

d) Arzneimitteln 

festzusetzen und 

3. international auf eine möglichst weitgehende 
Einschränkung des Verkehrs mit DDT hinzu- 
wirken. 

DDT ist die Abkürzung der chemischen Bezeichnung 
Dichlor-diphenyl-trichloräthan. Es gehört zur Gruppe 
der chlorierten Kohlenwasserstoffe und ist ein Gift 
mittlerer Toxizität. DDT zählt zu den Nervengiften 
und ist durch das Auftreten von Erregungszuständen 
im Zentralnervensystem und von Krämpfen charak- 
terisiert. Der Giftwirkungsmechanismus ist trotz vie- 
ler Untersuchungen nur für Teilbereiche geklärt; ins- 
besondere ist die Wirkung subakuter Mengen über 
längere Zeit auf den menschlichen Organismus und 
die belebte Umwelt nicht hinreichend erforscht. 

DDT wird in der Natur nur sehr langsam abgebaut: 
es besitzt eine hohe Persistenz. Diese Eigenschaft 
und die weitverbreitete Anwendung von bisher ins- 
gesamt weit über 1 Mio t führten dazu, daß DDT 
heute überall auf der Welt vorkommt: in der Luft, 
im Wasser, im Boden, in Pflanzen, in Tieren und im 
Menschen („ubiquitäres Vorkommen"). In Wasser ist 
es praktisch unlöslich, dagegen leicht löslich in den 
meisten organischen Lösemitteln, in Fetten und 
Lipoiden. 

Biologisch führen diese physikalischen Eigenschaften 
des DDT zur Speicherung in Körperfetten und lipoid- 
haltigen Organen (Gehirn, Leber, Herzmuskel). Uber 
die Nahrungskette (Mikroorganismen - Pflanzen ~ 
Tiere - Menschen) werden von Menschen und von 


Tieren, die am Ende der Nahrungskette stehen, be- 
sonders hohe Mengen aufgenommen und ge- 
speichert. Aus öligen Lösungen, Fetten und Salben 
wird DDT durch die Haut aufgenommen. DDT geht 
auch in nachweisbaren Mengen in die Muttermilch 
über. Kein Lebewesen kann sich der Aufnahme von 
DDT aufgrund seiner Eigenschaften und seiner Ver- 
breitung entziehen. Schädigungen von Tieren, insbe- 
sondere von insekten- und fischfressenden Vogel- 
arten, durch Anwendung von DDT zur Schädlings- 
bekämpfung, sind bereits festgestellt worden (ver- 
mehrtes Auffinden toter Vögel, Dünnerwerden und 
Brechen der Eierschalen, dadurch erheblicher Rück- 
gang der Zahl der Jungtiere und Gefahr des Aus- 
sterbens dieser Arten). 

Wenn auch Gesundheitsschäden beim Menschen bis- 
her nicht eindeutig diagnostiziert werden konnten, 
so sind solche Schäden im Hinblick auf die Belastung 
und Schädigung der Umwelt und die Speicherung 
dieses Giftes im menschlichen Körper nicht auszu- 
schließen. Auch die Ergebnisse von Tierversuchen 
(höhere Sterblichkeitsrate bei Hungerversuchen, 
Leberfunktionsstörungen) deuten auf die Möglich- 
keit einer Schädigung des Menschen hin. Eine solche 
Gefährdung des Menschen ist bei Abwägung der 
Nützlichkeit des DDT für die Schädlingsbekämpfung 
einerseits und der potentiellen Gesundheitsschädi- 
gung des Menschen andererseits nicht vertretbar. 
Aufgabe staatlicher Gesundheitspolitik ist es auch, 
potentielle Gesundheitsschädigungen unter Abwä- 
gung aller zu berücksichtigenden Umstände vom 
Bürger fernzuhalten. Deshalb gelangte der Intermini- 
sterielle Ausschuß zu der Auffassung, daß im Hin- 
blick auf die Gefährdung des Menschen und die 
Schädigung seiner Umwelt ein generelles Verbot 
des Verkehrs mit DDT gerechtfertigt ist. Mensch 
und Umwelt müssen vor der Aufnahme und Ein- 
wirkung des Giftes DDT geschützt werden. 

Auf den Verkehr mit DDT kann in der Bundesre- 
publik Deutschland im weitesten Umfang verzichtet 
werden. Soweit Ausnahmen noch unumgänglich sind, 
können diese zeitlich begrenzt werden, da die Ent- 
wicklung von Ersatzpräparaten für DDT erfolgver- 
sprechend verläuft. 

Um die Belastung des Menschen und seiner Umwelt 
mit DDT zu verringern und auszuschließen, genügt 
es jedoch nicht, den Verkehr mit DDT und DDT-Zu- 
bereitungen, d. h. Erzeugnissen, die unter Zusatz 
von DDT als Wirkstoff hergestellt (z. B. Schädlings- 
bekämpfungs-, Pflanzenschutz- und Arzneimittel), 
oder mit DDT als Wirkstoff behandelt wurden, 
zu verbieten, da DDT bereits ubiquitär vorkommt 
und der menschliche Körper durch fetthaltige Lebens- 
mittel sowie durch Bedarfsgegenstände und Arznei- 
mittel, soweit zu deren Herstellung fetthaltige Sub- 
stanzen wie tierische oder pflanzliche öle, Fette 
oder Wachse verwendet werden, mit DDT auch un- 
beabsichtigt kontaminiert wird. Deshalb hat die 
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Bundesregierung zusätzlich beschlossen, zunächst 
Höchstmengen für DDT-Rückstände in oder auf die- 
sen Erzeugnissen festzusetzen und diese Höchst- 
mengen später schrittweise herabzusetzen, damit 
die Erzeugnisse praktisch DDT-frei werden. Wegen 
des ubiquitären Vorkommens von DDT ist z. Z. die- 
se Rückstandsfreiheit nicht durchsetzbar, ohne eine 
ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit die- 
sen Erzeugnissen zu gefährden. 

DDT-Höchstmengen für Lebensmittel pflanzlicher 
Herkunft sind bereits festgesetzt durch die Höchst 
mengen-Verordnung - Pflanzenschutz - vom 30. 
November 1966 (BGBl. I S. 667), so daß eine solche 
Festsetzung nur noch für vom Tier gewonnene 
Lebensmittel vorgenommen werden muß. Die Be- 
grenzung von DDT-Rückständen in vom Tier gewon- 
nenen Lebensmitteln ist jedoch nicht möglich, so- 
lange DDT über die Futtermittel von den Tieren auf- 
genommen werden kann. Die Bundesregierung wird 
deshalb auch für die Begrenzung von DDT-Rück- 
ständen in Futtermitteln eine parallele gesetzliche 
Regelung vorlegen. 

Die Begrenzung von DDT-Rückständen in Arznei- 
mitteln erfolgt durch eine Ergänzung des Arznei- 
buches. Außerdem wird die Erweiterung des An- 
wendungsbereichs des Arzneibuches auf alle Arz- 
neimittel durch das in Vorbereitung befindliche 
Gesetz zu dem Übereinkommen über die Ausarbei- 
tung eines Europäischen Arzneibuches vom 22. Juli 
1964 erfolgen. 

Der vorliegende Entwurf enthält deshalb 

a) ein umfassendes gesetzliches Verbot des Ver- 
kehrs mit DDT und DDT-Zubereitungen (§ 1), 

b) sachlich und zeitlich begrenzte Ausnahmen von 
diesem Verbot {§ 3 und § 11 Abs. 2), 

c) ein Verbot des Inverkehrbringens von Lebens- 
mitteln, die vom Tier gewonnen sind, und Be- 
darfsgegenständen, soweit festzusetzende Höchst- 
mengen für DDT-Rückstände in diesen Erzeugnis- 
sen überschritten sind (§ 6 Abs. 1) und 

d) eine Ermächtigung zur Festsetzung solcher 
Höchstmengen (§ 6 Abs. 2). 

Die Kompetenz des Bundes zum Erlaß eines solchen 
Gesetzes ergibt sich aus Artikel 74 Nr. 19 und 20 
des Grundgesetzes (Verkehr mit Arzneien und Gif- 
ten; Schutz beim Verkehr mit Lebensmitteln und 
Bedarfsgegenständen) . 

Die Durchführung dieses Gesetzes obliegt den nach 
Landesrecht zuständigen Behörden. Da DDT und 
DDT-Zubereitungen entweder Gifte (Schädlings- 
bekämpfungs- und Pflanzenschutzmittel) oder Arz- 
neimittel sind, und da die in § 6 Abs. 1 genannten 
Erzeugnisse den lebensmittelrechtlichen Vorschriften 
unterliegen, gelten dementsprechend hinsichtlich der 
Überwachung und der Verletzung der Geheim- 
haltungspflicht die gift-, arzneimittel- und lebens- 
mittelrechtlichen Vorschriften. 


Der Bund wird durch dieses Gesetz nicht mit Kosten 
belastet. Die bei der Durchführung dieses Gesetzes 
den Ländern und Gemeinden obliegenden Überwa- 
chungsaufgaben können im Rahmen der gift-, arz- 
neimittel- und lebensmittelrechtlichen Überwachung 
wahrgenommen werden und führen deshalb nur zu 
unwesentlichen Mehrkosten. 

Geringfügige Preiserhöhungen durch den Einsatz von 
Ersatzpräparaten für DDT sind nicht auszuschließen. 
Sie dürften jedoch den Lebenshaltungskosten-Index 
wegen des unwesentlichen Anteils dieser Präparate 
am Warenkorb nicht beeinflussen. 


B 

Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Absatz 1 enthält ein umfassendes Verbot des Ver- 
kehrs, d. h. des Umgangs mit DDT und DDT-Zube- 
reitungen von der Herstellung bis zur Anwendung. 
V/egen der hohen Persistenz und des ubiquitären 
Vorkommens von DDT wäre eine Einschränkung 
der Maßnahmen, etwa auf das Verbot des „Inver- 
kehrbringens" oder des „Anwendens" nicht effizient 
genug. Umfassende, konsequente und lückenlose 
Maßnahmen gegen DDT müssen deshalb auch das 
Verbot der Herstellung und der Ausfuhr einbezie- 
hen. Sonst würde z. B. exportiertes DDT zu einem 
Teil über die Umwelt (Wasser, Luft, Futter- und 
Lebensmittel) wieder zu uns gelangen. Wenn sich 
die Bundesregierung einerseits verpflichtet, inter- 
national auf eine möglichst weitgehende Einschrän- 
kung von DDT hinzuwirken, kann die Bundesrepu- 
blik nicht Produzent und Exporteur von DDT und 
DDT-Erzeiignissen für andere Länder sein mit Aus- 
nahme der im § 3 genannten Fälle und der zugelas- 
senen DDT-Pflanzenschutzmittel. Im übrigen wird 
DDT zur Zeit in der Bundesrepublik Deutschland we- 
der hergestellt noch exportiert. DDT-Zübereitungen 
werden mit importiertem DDT hergestellt. 

Unter das Verbot fallen auch DDT und DDT-Zube- 
reitungen in Form von Arzneimitteln. Es ist zwar 
ein Ausnahmefall, daß ein Stoff als Arzneimittel 
durch besonderes Gesetz verboten wird, aber der 
Sinn und Zweck dieses Gesetzes, die Belastung und 
Gefährdung des Menschen und seiner Umwelt mit 
DDT einzudämmen und auf längere Sicht auszu- 
schiießen, würde nur unvolkommen erreicht, wenn 
iTian DDT als Wirkstoff in Arzneimitteln, die zur 
Anwendung am oder im menschlichen oder tieri- 
schen Körper bestimmt sind, zuließe. 

Vom Verbot nicht erfaßt ist die Aufbewahrung, da 
im Hinblick auf das umfassende Verkehrsverbot für 
ein solches Verbot kein Bedürfnis besteht und ande- 
rerseits ein solches Verbot wegen der Schwierigkeit 
der Erfassung und Vernichtung geringer DDT-Rest- 
bestände, um die es sich nur handeln könnte, nicht 
praktikabel ist. 
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Da das Herstellen, die Einfuhr, die Ausfuhr und das 
Inverkehrbringen von DDT und DDT- Zubereitungen 
verboten sind, erübrigt sich ein zusätzliches Beför- 
derungsverbot. Damit ist die Durchfuhr gestattet, 
denn sie fällt nicht unter das Verbot der Einfuhr und 
Ausfuhr. Im übrigen bringt der bloße Transport 
durch den Geltungsbereich dieses Gesetzes keine 
Gesundheitsgefahren mit sich und der Handel zwi- 
schen Drittländern sollte nicht erschwert werden. 

Die Möglichkeit der Ausnahmegewährung im Ein- 
zelfall (Absatz 2) muß vor allem zu Vergleichs- und 
Forschungszwecken gegeben sein. Außerdem läßt es 
sich nicht ausschließen, daß DDT möglicherweise in 
der chemischen Industrie als Zwischenprodukt bei 
der Synthese auftritt und als solches zu anderen 
Stoffen weiter umgesetzt wird. Diese Ausnahmen 
unterliegen der Überwachung durch das Bundes- 
gesundheitsamt und werden zeitlich befristet. 

Ausgenommen vom Anwendungsbereich des Geset- 
zes ist DDT, soweit es als Pflanzenschutzmittel zu- 
gelassen ist (Absatz 3). Laut § 1 in Verbindung mit 
Anlage 1 der Verordnung über Anwendungsverbote 
und -beschränkungen für Pflanzenschutzmittel vom 
23. Juli 1971 darf DDT noch bis Ende 1974 in 2 Fällen 
zur Schädlingsbekämpfung im Forst angewandt wer- 
den. Insoweit muß also auch der gesamte Verkehr 
mit DDT erlaubt sein. 

Zu § 2 

Diese Vorschrift enthält Begriffsbestimmungen im 
Sinne dieses Gesetzes. 

Zu § 3 

In dieser Bestimmung werden die Ausnahmen vom 
umfassenden Verbot im § 1 aufgeführt. Für die Be- 
kämpfung des im § 3 genannten Ungeziefers stehen 
ausreichend wirksame und erprobte Ersatzpräparate 
heute noch nicht zur Verfügung. Die Bekämpfung 
dieses Ungeziefers ist jedoch notwendig, da es - ab- 
gesehen von der gesundheitlichen Beeinträchtigung 
des Menschen durch Stiche, Stichwirkungen (Juck- 
reiz), Ruhestörung, Belästigung und Ekelerregung 
- Krankheiten auf Menschen oder Tiere übertragen 
kann. Gleichwohl soll eine Anwendung an Menschen 
und den Wirbeltieren (dadurch sollen auch Haustie- 
re, von denen zwar keine Lebensmittel gewonnen 
werden, die aber mit dem Menschen in enger Ge- 
meinschaft leben, wie Pferde, Hunde, Katzen, erfaßt 
werden) selbst und in Ställen für Tiere, von denen 
Lebensmittel gewonnen werden, ausgeschlossen 
bleiben, damit keine unmittelbare Kontamination 
der Menschen und dieser Tiere mit DDT und DDT- 
Zubereitungen erfolgt und insbesondere DDT auch 
nicht mit Lebensmitteln, die vom Tier gewonnen 
werden, vom Menschen aufgenommen werden kann. 

Zu §4 

Soweit DDT-Zubereitungen noch zugelassen sind, 
soll derjenige, der mit diesen Präparaten umgeht, 
oder im Falle einer Vergiftung der behandelnde Arzt 


hinreichend darüber informiert werden, welche Men- 
gen an DDT und sonstigen wirksamen Bestandteilen 
im Präparat enthalten sind (Absatz 1 Nr. 3), und 
daß die Anwendung an Menschen und Wirbeltieren 
verboten ist (Absatz 1 Nr. 5). Die Bestimmung in 
Absatz 1 Nr. 4 soll gewährleisten, daß DDT-Präpa- 
rate nicht als zur Bekämpfung anderer Schädlinge 
oder Lästlinge bestimmt oder geeignet deklariert 
werden. Die Kennzeichnungsvorschriften des § 4 
Abs. 1 entsprechen im übrigen den Empfehlungen 
des Bundesgesundheitsrates zur Kennzeichnung von 
Giften vom 17. Februar 1967. 

Erzeugnisse im Sinne des § 3 können auch ausge- 
führt werden. In diesem Falle werden im allgemei- 
nen die Kennzeichnungsvorschriften des Importlan- 
des zu beachten sein. Dies gewährleistet Absatz 2. 

Unberührt bleiben daneben Kennzeichnungspflich- 
ten insbesondere nach den Vorschriften über den 
Verkehr mit Giften, die Beförderung gefährlicher Gü- 
ter, nach der Verordnung über gefährliche Arbeits- 
stoffe und nach dem Eichgesetz (Absatz 3). 

Zu § 5 

Da die Ausnahmen vom DDT-Verbot nur im engbe- 
grenzten Rahmen für ganz bestimmte Zweckbestim- 
mungen zugelassen werden, muß verhindert werden, 
daß für solche DDT-Präparate unter Hinweis auf 
andere Anwendungsmöglichkeiten geworben wird. 

Zu §6 

Die Vorschrift soll DDT-Rückstände in oder auf vom 
Tier gewonnenen Lebensmitteln und Bedarfsgegen- 
ständen zunächst eindämmen. Da DDT-Rückstände in 
oder auf den Bedarfsgegenständen vorhanden sein 
können, zu deren Herstellung fetthaltige Substanzen 
verwendet wurden, kommen für die Festsetzung von 
DDT-Höchstmengen nur die in § 2 Nr. 2 des Lebens- 
mittelgesetzes genannten Bedarfsgegenstände in Be- 
tracht, die im allgemeinen auch mit der menschlichen 
Haut in Berührung kommen (z. B. Lippenstifte, Sal- 
ben) und damit den menschlichen Körper mit DDT 
kontaminieren können. 

Der Wortlaut des § 6 lehnt sich an die Fassung des 
§ 4 b Nr. 4 und § 5 a Abs. 1 Nr. 5 des Lebensmittel- 
gesetzes an. Der Rahmen der Ermächtigung für den 
Verordnungsgeber zur Festsetzung von DDT-Höchst- 
mengen wird durch gesundheitspolitische („Schutz 
der menschlichen Gesundheit" - Zweck) und ernäh- 
rungs- und versorgungspolitische Erfordernisse 
(„ausreichende Versorgung der Bevölkerung" - Aus- 
maß) bestimmt. 

Zu §7 

Die Strafvorschriften sind - vor allem hinsichtlich 
des Strafrahmens - in Anlehnung an den Entwurf 
eines Gesetzes zur Gesamtreform des Lebensmittel- 
rechts (§ 50) gefaßt. Für besonders schwere Fälle 
sieht Absatz 4 die Möglichkeit vor, über die Regel- 
höchststrafe hinaus auf eine Freiheitsstrafe von 6 
Monaten bis zu fünf Jahren zu erkennen. 
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Zu § 8 

Als Ordnungswidrigkeiten kommen nur Verstöße 
gegen § 4 Abs. 1 und § 5 in Betracht. Das gesetz- 
lich festgelegte Höchstmaß der Geldbuße kann im 
Einzelfall nach § 13 Abs. 4 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten überschritten werden, sofern es 
unter dem wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter 
aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, zurück- 
bleibt. Fahrlässiges Handeln kann nach § 13 Abs. 2 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten im Höchst- 
maß mit der Hälfte des angedrohten Höchstbetrages 
der Geldbuße geahndet werden. 

Zu §9 

Durch diese Vorschrift wird ermöglicht, daß Gegen- 
stände, auf die sich eine Straftat nach § 7 Abs. 1 
oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 8 bezieht, ein- 
gezogen werden können. 

Zu § 10 

Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Zu§ 11 

Das Gesetz soll drei Monate nach der Verkündung in 
Kraft treten. Der Industrie und dem Handel bleibt 


also eine gewisse Zeitspanne, sich auf die Anforde- 
rungen dieses Gesetzes einzustellen. 

Die Ausnahmen des § 3 werden zeitlich beschränkt, 
weil davon ausgegangen werden kann, daß bis zum 
31. Dezember 1975 wirksame Ersatzpräparate auf 
dem Markt sind. Der Termin ist gegenüber dem 
Pflanzenschutzsektor um ein Jahr hinausgeschoben, 
weil auf dem Hygiene-Sektor sonst der Schutz der 
menschlichen Gesundheit z. B. vor den Überträgern 
von Krankheitserregern nicht hinreichend gewährlei- 
stet ist. Unter dieselbe zeitliche Beschränkung fallen 
auch als Folgebestimmungen zu § 3 die §§ 4, 5 und 8. 

DDT-Zubereitungen, die unter das Verbot des § 1 
Abs. 1 fallen, also z.B. auch Arzneimittel, dürfen in 
einer auf 1 Jahr begrenzten Übergangszeit noch 
ausgeführt, erworben und angewandt werden, wenn 
sie vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in den 
Verkehr gebracht worden sind. Diese Vorschrift soll 
in angemessener Form auf den neuen Rechtszustand 
überleiten. 

Um das Inverkehrbringen von Erzeugnissen im Sin- 
ne des § 3, die bereits vor Inkrafttreten dieses Geset- 
zes hergestellt worden sind, nicht zu erschweren, 
brauchen diese Erzeugnisse den Anforderungen des 
§ 4 Abs. 1 erst nach Ablauf eines Jahres nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes zu genügen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens darauf 
hinzuwirken, daß die Ausnahmegenehmigung in 
Fällen, in denen die Belange eines Landes be- 
rührt werden, z. B. bei Verwendung von DDT zu 
Versuchszwecken auf Versuchsfeldern zum Ver- 
gleich mit anderen insektiziden Substanzen, nur 
im Benehmen mit der zuständigen Landesbehörde 
erteilt werden darf. 


2. Zu § 3 

In § 3 ist nach den Worten „ausschließlich zur" 
das Wort „gewerbsmäßigen" einzufügen. 

Begründung 

Die Einfügung soll verhindern, daß Privatper- 
sonen DDT oder DDT-Zubereitungen zu anderen 
als den zugelassenen Zwecken verwenden und 
dadurch die Umwelt gefährden. 


3. Zu § 3 

§ 3 ist nach dem Wort „Wirbeltieren" wie folgt 
zu fassen: 

„, nicht in Ställen für Tiere, von denen Lebens- 
mittel gewonnen werden, sowie nicht in Räumen, 
in denen Lebensmittel hergestellt, behandelt 
oder in den Verkehr gebracht werden, bestimmt 
sind." 


Begründung 

Die Anwendung der verbotenen Stoffe sollte 
nicht nur in Ställen von Tieren, von denen 
Lebensmittel gewonnen werden, ausgeschlossen 
werden, sondern in allen Räumen, in denen die 
Gefahr des Übergangs der verbotenen Stoffe auf 
Lebensmittel besteht. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu 1. (zu § 1) 

Gegen den Vorschlag bestehen Bedenken. 

Die Anwendung von DDT „zu Versuchszwecken 
auf Versuchsfeldern zum Vergleich mit anderen 
insektiziden Substanzen" berührt nur den Be- 
reich der Land- und Forstwirtschaft und des 
Gartenbaues. In diesem Bereich ist die Anwen- 
dung von DDT nur noch im Rahmen der Verord- 
nung über Anwendungsverbote und -beschrän- 
kungen für Pflanzenschutzmittel vom 23. Juli 
1971 (BGBl. I S. 1117) möglich. Für diese Anwen- 
dungsfälle soll der vorliegende Entwurf eines 
DDT-Gesetzes nicht gelten (§ 1 Abs. 3). Aus- 
nahmen können insoweit gemäß § 3 der genann- 
ten Verordnung vom 23. Juli 1971 nur für For- 
schungszwecke durch die Biologische Bundes- 
anstalt für Land- und Forstwirtschaft erteilt 
werden. Dabei ist ein Benehmen mit der zustän- 
digen Landesbehörde nicht vorgesehen, wie auch 
sonst nach dem Pflanzenschutzgesetz vom 
10. Mai 1968 (BGBl. I S. 352) in der Fassung vom 
27. Juli 1971 (BGBl. I S. 1161) Ausnahmegeneh- i 
migungen nicht im Benehmen mit der zuständi- 
gen Landesbehörde erteilt werden (§ 7 Abs. 4 
und § 11 Abs. 2). Es liegen auch im Hygiene- 
Bereich keine Anhaltspunkte dafür vor, daß die 
Mitwirkung eines Landes bei der Erteilung einer 
Ausnahmegenehmigung zur Anwendung von 
DDT zu Versuchszwecken erforderlich ist. 

Die Bundesregierung wird jedoch das Bundes- 
gesundheitsamt anweisen, Durchschriften der 
Bescheide gemäß § 1 Abs. 2 den zuständigen 
Landesbehörden zu übersenden, in deren Gebiet 
die Forschungen, Untersuchungen oder Versuche 
durchgeführt werden. 

2. Zu 2. (zu § 3) 

Gegen den Vorschlag bestehen Bedenken. 

Die bis zum 31. Dezember 1975 (§ 11 Abs. 2) 
befristeten Ausnahmen in § 3 sind vorgesehen, 
weil die von den dort genannten Ungezieferarten 
als möglichen Überträgern von Krankheits- 
erregern ausgehenden Gefahren für die Gesund- 
heit des Menschen ernster zu bewerten sind als 


die Gesundheitsgefahren, die durch die begrenzte 
und befristete weitere Anwendung von DDT 
- auch durch private Anwender - zur Bekämp- 
fung dieses Ungeziefers entstehen könnten. 
Wenn jedoch die private Anwendung der für 
diesen Bereich noch zugelassenen Präparate ver- 
boten wird, besteht die Gefahr, daß notwendige 
Bekämpfungsmaßnahmen wegen der mit dem 
Einsatz gewerbsmäßiger Schädlingsbekämpfer 
verbundenen höheren Kosten unterbleiben oder 
verzögert werden. Der vom Bundesrat mit der 
vorgeschlagenen weiteren Einschränkung ange- 
strebte Zweck (Verminderung der Gesundheits- 
gefahren) würde also in sein Gegenteil verkehrt. 

Darüber hinaus geht die Bundesregierung davon 
aus, daß ab 1976 ausreichend wirksame Ersatz- 
präparate auch für den privaten Anwender zur 
Verfügung stehen. Es wäre deshalb unzweck- 
mäßig, die Bekämpfung dieser Ungezieferarten 
für eine Übergangszeit ausschließlich durch ge- 
werbsmäßige Schädlingsbekämpfer vorzuneh- 
men, zumal die Zahl dieser Gewerbetriebe nicht 
sehr groß ist und auch aus diesem Grunde die 
Bekämpfung in entlegenen Gegenden erschwert 
würde. 

Im übrigen dürften sich bereits heute private 
Anwender der vom DDT ausgehenden Gefahren 
in solchem Maße bewußt sein, daß die künftige 
Anwendung von DDT-Präparaten nur im eng 
begrenzten Rahmen des § 3 gewährleistet ist und 
mit aller Vorsicht geschieht. Auf diesen Rahmen 
wird ein Anwender insbesondere durch die in 
§ 4 Abs. 1 Nr. 4 bis 6 vorgesehenen Kennzeich- 
nungsvorschriften deutlich hingewiesen. 

3. Zu 3. (zu § 3) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Diese Änderung führt zu einer Folge-Änderung 
des § 4 Abs. 1 Nr. 5. Nummer 5 ist deshalb nach 
dem Wort „werden" wie folgt zu fassen: 

„sowie in Räumen, in denen Lebensmittel her- 
gestellt, behandelt oder in den Verkehr gebracht 
werden, verboten ist, und". 
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